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Sondernewsletter Vergaberecht 
 

 

 

 

Vergabebeschleunigungsgesetz tritt am 01.07.2026 in Kraft 
 

Auch der Bundesrat hat nunmehr dem Vergabebeschleunigungsgesetz zugestimmt. Es wurde 

am 18. Mai 2026 im Bundesgesetzblatt verkündet und tritt am 01.07.2026 Kraft. 

  

Nachfolgend sollen die wesentlichen Änderungen dargestellt werden. Eine umfassende 

Übersicht der Änderungen kann den Synopsen im Internet entnommen werden: 
 

 

 

Änderungen im GWB 
 

 

- Anpassung beim Grundsatz der Losvergabe 

 

Der bisherige § 97 Abs. 4 GWB wird gestrichen und durch den Absatz 

 

 „Mittelständische Interessen sind bei der Vergabe öffentlicher Aufträge vornehmlich zu 

 berücksichtigen.“ 

 

ersetzt. 

 

Der Losgrundsatz wird in einem eigenständigen § 97a GWB geregelt. Dieser lautet: 

 

 „Losgrundsatz 

 

 (1) Leistungen sind in der Menge aufgeteilt (Teillose) und getrennt nach Art oder 

  Fachgebiet (Fachlose) zu vergeben. 

 

 (2) Mehrere Teil- oder Fachlose dürfen zusammen vergeben werden, wenn  

  wirtschaftliche oder technische Gründe dies erfordern. 

 

(3) Mehrere Teil- oder Fachlose dürfen auch zusammen vergeben werden, wenn  

  zeitliche Gründe dies erfordern bei der Durchführung von  

  Infrastrukturvorhaben, deren geschätzter Auftrags- oder Vertragswert ohne  

  Umsatzsteuer das Zweifache des jeweiligen Schwellenwertes nach § 106 Abs. 2  

  erreicht oder überschreitet und die 
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1. aus dem Sondervermögen Infrastruktur und Klimaneutralität (Gesetz 

zur Errichtung eines Sondervermögens Infrastruktur und 

Klimaneutralität BGBl. 2025 I Nr. 230) finanziert werden oder 

 

2. zur Verkehrsinfrastruktur nach Abs. 4 gehören. 

 

 (4) Verkehrsinfrastruktur im Sinne des Abs. 3 Nr. 2 umfasst 

 

1. Eisenbahninfrastruktur nach § 2 Abs. 6 des Allgemeinen 

Eisenbahngesetzes, 

 

2. Bundesfernstraßen nach § 1 Abs. 1 des Bundesfernstraßengesetzes, 

 

3. Bundeswasserstraßen nach § 1 Abs. 1 des Bundeswasserstraßengesetzes 

und 

 

4. Flugplätze nach § 6 Abs. 1 des Luftverkehrsgesetzes. 

 

(5) Auftraggeber können im Fall einer Gesamtvergabe nach den Abs. 2 bis 4 

Auftragnehmer verpflichten, bei der Erteilung von Unteraufträgen die Interessen 

von kleinen und mittleren Unternehmen besonders zu berücksichtigen. Wird ein 

Unternehmen, das nicht öffentlicher Auftraggeber oder Sektorenauftraggeber 

ist, mit der Wahrnehmung oder Durchführung einer öffentlichen Aufgabe 

betraut, verpflichtet der öffentliche Auftraggeber oder Sektorenauftraggeber das 

Unternehmen, sofern es Unteraufträge vergibt, nach § 97 Abs. 4 sowie den Abs. 

1 bis 4 zu verfahren. 

 

(6) Die Bundesregierung berichtet dem Bundestag bis zum 30. September 2027 über 

die Auswirkungen des § 97a Abs. 3. Dabei sollen insbesondere die Auswirkungen 

der Ausnahmetatbestände auf die Abflüsse aus dem Sondervermögen 

Infrastruktur und Klimaneutralität nach dem Gesetz zur Errichtung eines 

Sondervermögens Infrastruktur und Klimaneutralität (BGBl. 2025 I Nr. 230), die 

Anwendbarkeit in den Kommunen und die Beteiligung von kleinen und mittleren 

Unternehmen an öffentlichen Aufträgen und Gesamtvergaben auf die 

Beschleunigung und die Wirtschaftlichkeit von darunter fallenden 

Baumaßnahmen sowie deren Anwendbarkeit wirkungsorientiert untersucht 

werden.“ 

 

 

Noch im alten Gesetzesentwurf der vorherigen Bundesregierung war vorgesehen, den 

Losgrundsatz aufzubrechen und eine Gesamtvergabe auch zu ermöglichen, wenn 

wirtschaftliche, technische oder zeitliche Gründe dies rechtfertigen. Gegenüber dem bisherigen 

und nunmehr auch künftig notwendigen „erfordern“ wäre dies eine Erleichterung gewesen. 
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Nunmehr wurde sich jedoch explizit dafür entschieden, zeitliche Gründe nur bezüglich 

bestimmter Infrastrukturvorhaben zu berücksichtigen. Ferner bleibt es bei der Formulierung, 

dass die Gründe die Gesamtvergabe erfordern. Bei einer gebündelten Vergabe von mehreren 

Losen ist daher auch weiterhin eine umfassende Begründung in der Dokumentation notwendig. 

Zeitliche Gründe können nur bei den genannten Infrastrukturvorhaben berücksichtigt werden 

und auch nur dann, wenn der geschätzte Auftrags- oder Vertragswert das Zweifache des 

Schwellenwertes erreicht oder überschreitet. 

 

Sofern eine Gesamtvergabe begründbar ist, kann der Auftraggeber gemäß Abs. 5 

Auftragnehmer verpflichten, bei der Erteilung von Unteraufträgen die Interessen von kleinen 

und mittleren Unternehmen besonders zu berücksichtigen. 

 

 

- Einfügen der Definition der Entgeltlichkeit 

 

In § 103 GWB wird die Definition der Entgeltlichkeit ergänzt. Ein Vertrag ist dann entgeltlich, 

wenn sich jede Partei rechtsverbindlich verpflichtet, eine Leistung im Gegenzug für eine andere 

zu erbringen. Leistung und Gegenleistung sind dann rechtsverbindlich, wenn ihre Erfüllung 

einklagbar ist. 

 

 

- Klarstellung bezüglich Planungsaufträge 

 

§ 103 Abs. 3 GWB wird von der bisherigen Formulierung 

 

„Bauaufträge sind Verträge über die Ausführung oder die gleichzeitige Planung und 

Ausführung“ 

 

geändert zu  

 

„Bauaufträge sind Verträge über die Ausführung oder sowohl die Planung als auch die 

Ausführung“. 

 

Hierdurch soll die Berücksichtigung von Planungsleistungen bei der Schwellenwertermittlung 

für Bauleistungen erleichtert werden. Die Umsetzung des „Burgi-Gutachtens“ soll damit 

einfacher möglich sein. Hiernach muss für die Planungsleistungen nicht zwingend der 

Dienstleistungs-Schwellenwert berücksichtigt werden, sondern die Planungsleistungen können 

zu den Bauleistungen hinzuaddiert werden, sodass der höhere Schwellenwert für die 

Bauleistungen ausschlaggebend ist. 
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- Ergänzung Ausnahmen gem. § 107 GWB 

 

Die Ausnahmen aus dem Vergaberecht für Leistungen, die wesentliche Sicherheitsinteressen 

betreffen, werden ergänzt. So werden die Zwecke nachrichtendienstlicher Tätigkeiten, die 

verdeckten Tätigkeiten des Zolls, die Schaffung militärisch nutzbarer Infrastruktur sowie 

Aspekte der Cybersicherheit oder digitale Souveränität ergänzt. 

 

 

- Anpassungen In-House-Vergabe, § 108 GWB 

 

Auch § 108 GWB wird angepasst. Insbesondere finden Änderungen in Abs. 6 statt, die 

entsprechende Kooperationsvereinbarungen zwischen zwei oder mehr öffentlichen 

Auftraggebern betreffen. 

 

 

- Ergänzung Verordnungsermächtigung, § 113 GWB 

 

§ 113 GWB enthält Ermächtigungen der Bundesregierung, durch Rechtsverordnungen 

Einzelheiten zur Vergabe von öffentlichen Aufträgen Konzessionen zu regeln. 

 

Diese bisherige Liste wird um Ziffer 9 

 

„verpflichtende Anforderungen an die Beschaffung von klimafreundlichen Leistungen, 

insbesondere hinsichtlich der Verwendung von emissionsarmen Grundstoffe Stahl und 

Zement“ 

 

ergänzt.  

 

 

- Anpassung Leistungsbeschreibung, § 121 GWB 

 

Die Anforderung, dass eine Leistungsbeschreibung den Auftragsgegenstand so „eindeutig und 

erschöpfend wie möglich“ zu beschreiben hat, wird geändert auf „so eindeutig wie möglich“. 

Damit ist keine erschöpfende Beschreibung mehr notwendig, dennoch müssen die Leistungen 

so umfassend beschrieben sein, dass die Bieter eine vernünftige Kalkulation vornehmen können 

und auch alle Bieter die Aufgabenstellung gleichermaßen verstehen.  

 

 

- Anforderungen an Eignungsnachweise, § 122 GWB 

 

Der bisherige Abs. 3 

 

„Der Nachweis der Eignung und des Nichtvorliegens von Ausschlussgründe nach den 

§§ 123 und 124 kann ganz oder teilweise durch die Teilnahme an 

Präqualifikationssystemen erbracht werden.“ 
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wird ersetzt durch 

 

„Der Nachweis der Eignung und des Nichtvorliegens von Ausschlussgründen nach den 

§§ 123 und 124 soll durch Eigenerklärungen erfolgen. Über Eigenerklärungen 

hinausgehende Unterlagen sollen im Verlauf des Verfahrens nur von aussichtsreichen 

Bewerbern oder Bietern verlangt werden. Der Nachweis kann ganz oder teilweise durch 

die Teilnahme an Präqualifizierungssystemen erbracht werden.“ 

 

Damit soll die Anforderung der Nachweisdokumente von allen Bewerbern / Bietern 

eingeschränkt werden. Nur noch auch tatsächlich aussichtsreiche Bewerber / Bieter sollen die 

konkreten Nachweise einreichen müssen. 

 

Zudem wird der bisherige Abs. 4 

 

„Eignungskriterien müssen mit dem Auftragsgegenstand in Verbindung und zu diesem in 

einem angemessenen Verhältnis stehen. Sie sind in der Auftragsbekanntmachung, der 

Vorinformation oder der Aufforderung zur Interessensbestätigung aufzuführen.“ 

 

geändert in 

 

„Eignungskriterien und geforderte Eignungsnachweise müssen mit dem 

Auftragsgegenstand in Verbindung und zu diesem sowie dem Auftragswert in einem 

angemessenen Verhältnis stehen. Der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit nach § 97 

Abs. 1 Satz 2 ist zu wahren. Die Eignungskriterien und Eignungsnachweise sind in der 

Auftragsbekanntmachung, der Vorinformation oder der Aufforderung zur 

Interessensbestätigung anzugeben. In der Bekanntmachung kann auf die elektronische 

Adresse der Vergabeunterlagen verwiesen werden, soweit in der Bekanntmachung 

erkennbar ist, an welcher genauen Stelle der direkt zu verlinkenden Vergabeunterlagen 

die Eignungskriterien aufgeführt sind.“ 

 

Insbesondere sind damit die Eignungskriterien nicht mehr zwingend in der Bekanntmachung 

selbst anzugeben, sondern es reicht hier der direkte Link auf die Vergabeunterlagen nunmehr 

aus, wenn aus der Bekanntmachung erkennbar ist, an welcher Stelle genau die 

Eignungskriterien in den Vergabeunterlagen aufgeführt sind. 

 

 

- Anpassung fakultativer Ausschlussgründe, § 124 GWB 

 

Auch die fakultativen Ausschlussgründe wurden in Abs. 1 Nr. 3 und Nr. 7 angepasst und lauten 

nunmehr wie folgt: 

 

„3. der öffentliche Auftraggeber auf geeignete Weise nachweisen kann, dass das 

Unternehmen im Rahmen der beruflichen Tätigkeit eine schwere Verfehlung begangen 

hat, durch die die Integrität des Unternehmens infrage gestellt wird; § 123 Abs. 3 ist 

entsprechend anzuwenden,“. 
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„7. das Unternehmen bei der Erfüllung einer wesentlichen Anforderung im Rahmen eines 

früheren öffentlichen Auftrags oder Konzessionsvertrags erhebliche oder fortdauernde 

Mängel erkennen lassen hat, die die Erklärung einer vorzeitigen Beendigung dieses 

früheren Auftrags, die Forderung nach Schadenersatz oder andere vergleichbare 

Rechtsfolgen nach sich gezogen haben,“. 

 

Erleichtert wird in Nr. 3 die Nachweispflicht auf geeignete Weise. Auch der Ausschlussgrund 

wegen vorheriger Schlechtleistung wird erleichtert. Es ist notwendig, aber auch ausreichend, 

dass der Auftraggeber bei einem Ausschluss Indiztatsachen vorbringt, die von einigem Gewicht 

sind und auf gesicherten Erkenntnissen aus seriösen Quellen basieren. Ein anhängiger 

Rechtsstreit über die Schlechterfüllung oder gar eine gerichtliche Entscheidung muss nicht 

vorliegen. Damit wird der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofes gefolgt. Dennoch 

muss natürlich eine umfassende Prüfung durch den Auftraggeber vorliegen. Reine 

Behauptungen sind für einen Ausschluss weiterhin nicht ausreichend. 

 

 

- Ergänzung Ausführungsbedingungen, § 128 GWB 

 

Neu eingefügt wird, dass Unternehmen alle für sie geltenden rechtlichen Verpflichtungen 

einhalten müssen, insbesondere Steuern, Abgaben und Beiträge zur Sozialversicherung zu 

entrichten, die arbeitsschutzrechtlichen Regelungen 

 

„und die rechtlichen Vorgaben über die Gleichbehandlung der Geschlechter in Bezug auf 

die Entgeltgleichheit“ 

 

zu beachten haben. 

 

 

- Anpassung Informations- und Wartepflicht, § 134 GWB 

 

Ergänzt wird in Ab. 3, dass eine Informations- und Wartepflicht nicht besteht, 

 

„wenn eine Leistung bei der Nutzung einer Rahmenvereinbarung oder eines dynamischen 

Beschaffungssystems vergeben werden soll.“ 

 

Dies betrifft insbesondere „Mini-Wettbewerbe“ für Rahmenvereinbarungen oder dynamische 

Beschaffungssysteme. 
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- Anpassung Unwirksamkeit des Vertrages nach § 135 GWB 

 

Ein neuer Abs. 4 wird in § 135 GWB eingefügt: 

 

„Abweichend von Abs. 1 kann ein Vertrag als nicht von Anfang an unwirksam erachtet 

werden, wenn nach Prüfung aller maßgeblichen Gesichtspunkte zwingende Gründe des 

Allgemeininteresses dies ausnahmsweise rechtfertigen. In diesem Fall hat die 

Vergabekammer oder das Beschwerdegericht eine Geldsanktion gegen den Auftraggeber 

zu verhängen oder die Verkürzung der Laufzeit des Vertrags auszusprechen. Derartige 

alternative Sanktionen müssen wirksam, verhältnismäßig und abschreckend sein.“ 

 

Hintergrund dieser Neuregelung ist, dass in bestimmten Sonderfällen eine rückwirkende 

Nichtigkeitserklärung nicht sinnvoll und zielführend ist. Für derartige Fälle besteht nunmehr 

die Möglichkeit, einen entsprechend fehlerhaft geschlossenen Vertrag durch alternative 

Sanktionen zu sanktionieren. 

 

 

- Anpassungen im Bereich der Nachprüfungsverfahren, §§ 157 ff. GWB 

 

Auch der Bereich der Nachprüfungsverfahren wird umfassend angepasst. Es wird hier darauf 

verzichtet, die einzelnen Anpassungen einzeln darzulegen, sondern es erfolgt eine 

zusammengefasste Darstellung der Änderungen. Die Besetzung der Vergabekammern wird 

angepasst. In bestimmten Fällen kann eine Entscheidung nunmehr dem Vorsitzenden oder dem 

hauptamtlichen Beisitzer übertragen werden. Verfahrensentscheidungen einschließlich 

verfahrensleitender Verfügungen und der Gewähr der Akteneinsicht können nun allein vom 

Vorsitzenden oder dem hauptamtlichen Beisitzer getroffen werden. Auch die Antragsprüfung 

erfolgt durch den Vorsitzenden oder den hauptamtlichen Beisitzer. Dies soll eine 

Beschleunigung des Verfahrensablaufs ermöglichen. 

 

Zudem soll das Verfahren digitalisiert werden. Das Nachprüfungsverfahren wird künftig 

schriftlich oder elektronisch geführt. 

 

Als neuer Unzulässigkeitsgrund für den Nachprüfungsantrag wird eingeführt, wenn: „ein 

offensichtlicher Missbrauch des Antrags- oder Beschwerderechts gemäß § 180 Abs. 2 vorliegt.“ 

 

Der Nachprüfungsantrag kann künftig auch elektronisch eingereicht werden. Ein elektronisches 

Dokument ist dann zugegangen, sobald es auf der für den Empfang bestimmten Einrichtung der 

Vergabekammer gespeichert ist. 

 

Die Akteneinsicht soll künftig ebenfalls elektronisch stattfinden. 

 

Die mündliche Verhandlung kann entweder auf Antrag oder auch von Amts wegen als 

Videoverhandlung durchgeführt werden. 
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Das Zuschlagsverbot während einem Nachprüfungsverfahrens wird aufgeweicht. 

Grundsätzlich verbleibt es zwar dabei, dass der Auftraggeber den Zuschlag nicht erteilen darf, 

sobald er über den Antrag auf Nachprüfung in Kenntnis gesetzt wird bis zur Bekanntgabe der 

Entscheidung und dem Ablauf der Beschwerdefrist. Wenn jedoch der Auftraggeber im 

Nachprüfungsverfahren obsiegt, so endet das Zuschlagsverbot bereits mit der Bekanntgabe der 

Entscheidung der Vergabekammer. Die aufschiebende Wirkung der Beschwerde entfällt damit 

in diesen Fällen. 

 

 

 

Änderungen in weiteren Gesetzen 
 

 

- Bundeshaushaltsordnung 

 

§ 55 der Bundeshaushaltsordnung wird geändert. Neben den bisher bereits vorgesehenen 

Öffentlichen Ausschreibungen und Beschränkten Ausschreibungen mit Teilnahmewettbewerb 

wird nunmehr auch eine Verhandlungsvergabe oder eine freihändige Vergabe, jeweils mit 

Teilnahmewettbewerb vorgesehen. Der Direktauftrag bis zu einem voraussichtlichen 

Auftragswert von 50.000,- € wird ermöglicht. 

 

 

- Wettbewerbsregister 

 

§ 6 WRegG wird angepasst. Eine Abfrage ist nunmehr erst ab 50.000,- € Auftragswert (statt 

bisher 30.000,- €) notwendig. Die Abfragemöglichkeit in Abs. 2 wird um die weitere 

Möglichkeit zur Abfrage bei einem Direktauftrag ergänzt.  

 

 

- Folgeänderung 

 

Auch viele weitere Gesetze werden angepasst, um hier auch die entsprechenden Bezüge 

klarzustellen bzw. die Wertgrenze von 30.000 auf 50.000 Euro zu erhöhen.  

 

 

 

Änderungen in der VgV 
 

 

 

- Anpassung für Planungsleistungen, § 2 VgV 

 

In § 2 VgV ist geregelt, dass für die Vergabe von Bauaufträgen die VOB/A anzuwenden ist. 

Hier wird nunmehr ergänzt, dass bei einer Vergabe von Planungsleistungen als Los einer 

Bauleistung nicht die VOB/A angewendet wird, sondern für dieses Los die VgV gilt. 
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- Ergänzung beim Verhandlungsverfahren, § 17 VgV 

 

Abs. 5 wird dahingehend ergänzt, dass bei einem Verhandlungsverfahren ohne 

Teilnahmewettbewerb der Auftraggeber zwischen den Unternehmen, die zur Abgabe von 

Erstangeboten aufgefordert werden, wechseln soll und in geeigneten Fällen junge sowie kleine 

und mittlere Unternehmen zur Angebotsabgabe auffordern soll. Eine Begründung ist hierbei 

nicht notwendig. Dies soll die Beteiligung von kleinen Unternehmen auch an 

Verhandlungsverfahren stärken. Eine angemessene Angebotsfrist ist notwendig, eine 

Mindestfrist wird nicht verlangt. 

 

 

- Stärkung der Markterkundung, § 28 VgV 

 

Die Markterkundung wird ausgeweitet. So wird folgender Passus ergänzt: 

 

„Die Markterkundung kann auch soziale und umweltbezogene Aspekte, beispielsweise 

der Kreislaufwirtschaft, sowie Aspekte der Qualität und Innovation umfassen und auch 

elektronisch durchgeführt werden.“ 

 

 

- Ergänzung Vergabeunterlagen, § 29 VgV 

 

§ 29 VgV, der die Vergabeunterlagen regelt, wird in der Überschrift um das Wort „Zahlung“ 

ergänzt. In Abs. 2 wird „und erschöpfend“ in Bezug auf die Leistungsbeschreibung gestrichen, 

um den Gleichlauf zum GWB (siehe oben) herzustellen. Zudem wird ein neuer Abs. 3 

eingefügt: 

 

„(3) Die Zahlung des Rechnungsbetrages erfolgt nach Erfüllung der Leistung. Sie hat in 

der Regel binnen 30 Tagen nach Eingang der prüfbaren Rechnung zu erfolgen. In 

geeigneten Fällen sollen frühere Zahlungen, Abschlagszahlungen oder Vorauszahlungen 

im Rahmen der haushaltsrechtlichen Vorgaben vereinbart werden; eine Begründung ist 

nicht erforderlich.“ 

 

Mit dieser Regelung soll erreicht werden, dass sich auch KMUs an Vergabeverfahren beteiligen. 

In der Gesetzesbegründung wird erläutert, dass gerade KMUs und junge Unternehmen sich oft 

durch die Rechnungszyklen, das Zahlungsziel und ggf. auch durch die Zahlungsmentalität der 

öffentlichen Auftraggeber an der Teilnahme an Verfahren gehindert bzw. gehemmt sehen. Mit 

der neuen Regelung wird nun eine Vorgabe hinsichtlich des Zahlungsziels gemacht. Die 

Zahlung hat in der Regel innerhalb von 30 Tagen nach Rechnungseingang zu erfolgen, soweit 

möglich sollen auch frühere Zahlungen, Abschlagszahlungen oder Vorauszahlungen vereinbart 

werden. Die Zahlungsmodalitäten sind Teil der Vertragsbedingungen und gehören damit zu den 

Vertragsunterlagen, die Teil der Vergabeunterlagen sind. Dort sind diese aufzuführen und damit 

für die potentiellen Bewerber und Bieter ersichtlich. 

 



RECHTSANWÄLTE PROF. DR. RAUCH & PARTNER / 

GESELLSCHAFT FÜR FORTBILDUNG IM BAU- UND ARCHITEKTENRECHT 
 

 

 
Hoppestraße 7, 93049 Regensburg 

Telefon 0941 / 2 97 34-0, Telefax: 0941 / 2 97 34-11 

r@prof-rauch-baurecht.de 

 
10 

 

- Pflichtangabe zu Nebenangeboten, § 35 VgV 

 

§ 35 VgV wird geändert und verlangt nunmehr eine verpflichtende Angabe in der 

Auftragsbekanntmachung oder in der Aufforderung zur Interessensbestätigung, ob 

Nebenangebote zugelassen, vorgeschrieben oder ausgeschlossen sind. 

 

Eine Begründung hierfür ist nicht erforderlich. Durch diese Anpassung soll erreicht werden, 

dass sich der Auftraggeber aktiv mit der Entscheidung über Nebenangebote beschäftigt. Wenn 

dennoch keine Angabe erfolgt, so sind Nebenangebote nicht zugelassen. Dies ergibt sich jedoch 

dann nicht aus der VgV, sondern aus Art. 45 Abs. 1 S. 3 der EU-Richtlinie 2014/24/EU. 

 

 

- Frist für Änderungsbekanntmachung, § 39 VgV 

 

Neu eingefügt wird, dass die Änderungsbekanntmachung gem. § 132 Abs. 5 nunmehr 

 

„spätestens 30 Tage nach der Änderung“ 

 

bekanntzumachen sind. Dies geht zwar über die Richtlinie hinaus, aus Gründen der Transparenz 

wird diese Frist gemäß der Gesetzesbegründung nunmehr eingeführt. 

 

 

- Anpassung Auswahl geeigneter Bewerber, § 42 VgV 

 

Auch in § 42 VgV werden nunmehr junge sowie kleine und mittlere Büros mehr berücksichtigt. 

So wird ein neuer Abs. 2 eingefügt, der bisherige Abs. 2 wird zu Abs. 3. Der neue Abs. 2 lautet: 

 

„(2) Bei der Auswahl der Eignungskriterien und Eignungsnachweise nach § 122 des 

Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen sind die besonderen Umstände von jungen 

sowie kleinen und mittleren Unternehmen angemessen zu berücksichtigen. Eine 

Begründung ist nicht erforderlich.“ 

 

Der bisherige Abs. 3 wird gestrichen und durch nachfolgenden Absatz ersetzt: 

 

„(4) Bei offenen Verfahren führt der öffentliche Auftraggeber die Angebotsprüfung vor 

der Eignungsprüfung durch. Er kann von Satz 1 abweichen, soweit ein erhöhter Aufwand 

oder sonstige verfahrensbezogene Gründe entgegenstehen. Eine Begründung für die 

Abweichung ist nicht erforderlich.“ 

 

Diese Prüfungsreihenfolge wurde in der Praxis bereits aus Praktibilitätsgründen angewandt, 

nunmehr ist sie jedoch auch von der VgV vorgesehen. 
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- Umfassende Änderung bzgl. Belege der Eignung, § 48 VgV 

 

Die Abs. 1 und 2 in § 48 werden umfassend neu gefasst und lauten wie folgt: 

 

„(1) In der Auftragsbekanntmachung oder der Aufforderung zur Interessensbestätigung 

ist neben den Eignungskriterien ferner anzugeben, mit welchen Unterlagen 

(Eigenerklärungen, Angaben, Bescheinigungen und sonstige Nachweise) Bewerber oder 

Bieter ihre Eignung gemäß den §§ 43 bis 47 und das Nichtvorliegen von 

Ausschlussgründen zu belegen haben und wann welche Unterlage vorgelegt werden muss. 

Die Vorlage einer Unterlage kann mit dem Angebot, dem Teilnahmeantrag oder auf 

Anforderung des Auftraggebers erfolgen. § 122 Abs. 4 Satz 4 des Gesetzes gegen 

Wettbewerbsbeschränkungen gilt entsprechend. 

 

(2) In den Fällen des § 122 Abs. 3 Satz 2 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen 

fordert der öffentliche Auftraggeber die Unterlagen erst nach vorläufiger Prüfung 

entweder der Teilnahmeanträge in Verfahren mit Teilnahmewettbewerb oder der 

Angebote in Verfahren ohne Teilnahmewettbewerb an. Er setzt bei Anforderung der 

Unterlagen eine angemessene Frist zur Einreichung. Versäumt ein Unternehmen die 

Einreichung innerhalb der gesetzten Frist, gelten die §§ 56 und 57 entsprechend. Soweit 

ein erhöhter Aufwand oder sonstige verfahrensbezogene Gründe entgegenstehen, kann 

der öffentliche Auftraggeber von dem in Satz 1 genannten Zeitpunkt abweichen. Eine 

Begründung für die Abweichung ist nicht erforderlich. Wenn der öffentliche Auftraggeber 

Bescheinigungen und sonstige Nachweise anfordert, verlangt er in der Regel solche, die 

vom Online-Dokumentenarchiv e-Certis abgedeckt sind.“ 

 

Diese Änderungen konkretisieren die Anforderung aus dem neuen § 122 Abs. 3 S. 1 GWB, der 

über Eigenerklärungen hinausgehende Unterlagen nur von aussichtsreichen Bewerbern / 

Bietern verlangt. Mit dem Teilnahmeantrag sollen nach dem geänderten § 48 Abs. 2 daher 

grundsätzlich nur noch Eigenerklärungen übermittelt werden. Unterlagen, die über 

Eigenerklärungen hinausgehen, werden erst nach vorläufiger Prüfung der Teilnahmeanträge 

(und der damit übermittelten Eigenerklärungen) bzw. der Angebote angefordert. Zuvor muss in 

der Bekanntmachung selbst bereits (bzw. über die Vergabeunterlagen, aber mit direktem 

Verweis auf das Dokument, das die Anforderungen enthält) festgelegt sein, welche Unterlagen 

und zu welchem Zeitpunkt diese gefordert werden. Grundsätzlich sind nur noch Eigenerklärung 

mit dem Teilnahmeantrag bzw. dem Angebot einzureichen, die weiteren Unterlagen/Belge erst 

auf gesonderte Anforderung. Diese Differenzierung muss jedoch genau festgelegt sein. Die 

Bewerber/Bieter müssen von Anfang an erkennen, welche Unterlagen ggf. später von ihnen 

noch angefordert werden. 

 

Diese weiteren Unterlagen werden vom Auftraggeber erst nach einer vorläufigen Prüfung der 

Teilnahmeanträge / Angebote angefordert. Die Aufforderung kann erst nach dem Vorliegen der 

vorläufigen Auswertung erfolgen. Die Unterlagen werden dann mit einer angemessenen Frist 

von den aussichtsreichen Bewerbern / Bietern angefordert. Anhand dieser Unterlagen wird dann 

die endgültige Eignungsprüfung durchgeführt. 
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Für die Anforderung ist eine angemessene Frist vorzusehen, eine Regelvorgabe hierzu gibt es 

nicht. Der Verweis auf § 56 und § 57 VgV zeigt, dass eine Nachforderung nach § 56 VgV 

erfolgen kann, wenn der Bewerber / Bieter die Unterlagen nicht liefert. Wenn keine 

Nachforderung erfolgt, findet der Ausschluss gemäß § 57 Abs. 1 Nr. 2 VgV statt. § 57 Abs. 3 

VgV ist entsprechend anzuwenden. 

 

Von diesem Vorgehen kann bei einem erhöhten Aufwand oder sonstigen verfahrensbezogenen 

Gründen (z.B. Dringlichkeiten) abgewichen werden, ohne dass es hierfür eine Begründung 

benötigt. Aber auch dann gilt, dass die einzureichenden Unterlagen und insbesondere der 

Zeitpunkt hierfür explizit benannt sein müssen und für die Bewerber / Bieter eindeutig 

erkennbar sein muss. 

 

 

- Erleichterung bei elektronischer Angebotsöffnung, § 55 VgV 

 

Ein neuer Satz wird eingefügt: 

 

„Für elektronisch eingereichte Angebote gilt das Vier-Augen-Prinzip nach Satz 1 nicht, 

sofern technisch sichergestellt ist, dass die Angebote dauerhaft vollständig und 

unverändert verfügbar sind.“ 

 

Dadurch wird die Angebotsöffnung in elektronischen Verfahren vereinfacht. Eine 

Manipulationsgefahr ist hier durch die Verschlüsselung der Angebote und die technischen 

Gegebenheiten auf der Vergabeplattform faktisch ausgeschlossen, sodass hier das 4-Augen-

Prinzip nicht (mehr) notwendig ist. 

 

 

- Anpassung bei Nachforderung, § 56 VgV 

 

Abs. 2 Satz 1 wird wie folgt neu gefasst: 

 

„Der öffentliche Auftraggeber kann den Bewerber oder Bieter unter Einhaltung der 

Grundsätze der Transparenz und der Gleichbehandlung auffordern, fehlende Unterlagen 

zu übermitteln oder unvollständige oder fehlerhafte Unterlagen zu ergänzen, zu erläutern, 

zu vervollständigen oder zu korrigieren.“ 

 

Damit entfällt die bisherige Differenzierung in eignungs- und leistungsbezogene Unterlagen. 

Die Nachforderung leistungsbezogener Unterlagen, die die Wirtschaftlichkeitsbewertung der 

Angebote betreffen, bleibt jedoch weiterhin bestehen. 

 

 

- Weiteres Zuschlagskriterium, § 58 VgV 

 

Als weiteres, explizit im Verordnungstext benanntes Zuschlagskriterium kommen nunmehr 

auch „Aspekte der digitalen Souveränität“ in Betracht. Dies wurde in Abs. 2 S. 2 Nr. 4 ergänzt. 
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- Ausschluss ungewöhnlich niedriger Angebote, § 60 VgV 

 

Nunmehr ist geregelt, dass bei einer nicht zufriedenstellenden Aufklärung eines ungewöhnlich 

niedrig erscheinenden Angebots diese nicht nur ausgeschlossen werden „darf“, sondern sogar 

ausgeschlossen werden „soll“. Damit soll das intendierte Ermessen zum Ausschluss dieses 

Angebots verdeutlicht werden. 

 

 

- Anpassung Eignung bei Architekten- und Ingenieurleistungen, § 75 VgV 

 

Die oben bereits darstellten Anpassungen bzgl. der Eignungskriterien sowie -nachweise gilt 

auch für Architekten- und Ingenieurleistungen. Der bisherige Abs. 4 wird wie folgt neu gefasst: 

 

„(4) Eignungskriterien und Eignungsnachweise müssen gemäß § 122 Abs. 4 des Gesetzes 

gegen Wettbewerbsbeschränkungen mit dem Auftragsgegenstand in Verbindung und zu 

diesem sowie dessen Auftragswert in einem angemessenen Verhältnis stehen. 

 

Bei der Auswahl der Eignungskriterien und Eignungsnachweise sind die besonderen 

Umstände von kleineren Büroorganisationen und Berufsanfängern angemessen zu 

berücksichtigen.“ 

 

Auch hier müssen nunmehr die Kriterien noch deutlicher auch auf die Beteiligung von kleineren 

Büroorganisationen und Berufsanfängern ausgerichtet werden. 

 

 

 

Änderung Vergabestatistikverordnung 
 

 

Die Meldungen an die Vergabestatistik ist erst ab einem Auftragswert von 50.000,- € nötig, 

nicht wie bisher ab 25.000,- €.  

 

 

 

Änderungen SektVO, KonzVgV und VSVgV 
 

 

Auch in den weiteren Verordnungen SektVO, KonzVgV und VSVgV wurden entsprechende 

Anpassungen vorgenommen. Diese entsprechen jedoch analog den bereits dargestellten 

Änderungen, sofern entsprechende Regelungen auch in diesen Verordnungen vorhanden sind.  

 

  

 

Regensburg 

im Mai 2026           (SC) 


